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Rechtliche Grundlagen Mehrwertausgleich 

 
 
 

Eidgenössisches Raumplanungsgesetz (RPG) 
 

Art. 3 Planungsgrundsätze 
 
1 Die mit Planungsaufgaben betrauten Behörden achten auf die nachstehenden Grundsätze:  
 
2 Die Landschaft ist zu schonen. Insbesondere sollen  
 

a. der Landwirtschaft genügende Flächen geeigneten Kulturlandes, insbesondere 
Fruchtfolgeflächen, erhalten bleiben;  

b. Siedlungen, Bauten und Anlagen sich in die Landschaft einordnen; 

c. See- und Flussufer freigehalten und öffentlicher Zugang und Begehung erleichtert werden;  

d. naturnahe Landschaften und Erholungsräume erhalten bleiben;  

e. die Wälder ihre Funktionen erfüllen können.  
 
3 Die Siedlungen sind nach den Bedürfnissen der Bevölkerung zu gestalten und in ihrer Aus-
dehnung zu begrenzen. Insbesondere sollen  
 
a. Wohn- und Arbeitsgebiete einander zweckmässig zugeordnet sein und schwergewichtig an 
Orten geplant werden, die auch mit dem öffentlichen Verkehr angemessen erschlossen sind;  
a. bis Massnahmen getroffen werden zur besseren Nutzung der brachliegenden oder ungenügend 
genutzten Flächen in Bauzonen und der Möglichkeiten zur Verdichtung der Siedlungsfläche;  
b. Wohngebiete vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen wie Luftverschmutzung, Lärm und 
Erschütterungen möglichst verschont werden;  
c. Rad- und Fusswege erhalten und geschaffen werden;  
d. günstige Voraussetzungen für die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen sichergestellt 
sein;  
e. Siedlungen viele Grünflächen und Bäume enthalten.  
 
4 Für die öffentlichen oder im öffentlichen Interesse liegenden Bauten und Anlagen sind sach-
gerechte Standorte zu bestimmen. Insbesondere sollen  
 
a. regionale Bedürfnisse berücksichtigt und störende Ungleichheiten abgebaut werden;  
b. Einrichtungen wie Schulen, Freizeitanlagen oder öffentliche Dienste für die Bevölkerung gut 
erreichbar sein;  
c. nachteilige Auswirkungen auf die natürlichen Lebensgrundlagen, die Bevölkerung und die 
Wirtschaft vermieden oder gesamthaft gering gehalten werden.  

 
 

Art. 5 Ausgleich und Entschädigung  
 
1 Das kantonale Recht regelt einen angemessenen Ausgleich für erhebliche Vor- und Nachteile, 
die durch Planungen nach diesem Gesetz entstehen.  
 
1bis Planungsvorteile werden mit einem Satz von mindestens 20 Prozent ausgeglichen. Der 
Ausgleich wird bei der Überbauung des Grundstücks oder dessen Veräusserung fällig. Das 
kantonale Recht gestaltet den Ausgleich so aus, dass mindestens Mehrwerte bei neu und 
dauerhaft einer Bauzone zugewiesenem Boden ausgeglichen werden.  
 
1ter Der Ertrag wird für Massnahmen nach Absatz 2 oder für weitere Massnahmen der Raum-
planung nach Artikel 3, insbesondere Absätze 2 Buchstabe a und 3 Buchstabe A bis, verwendet.  
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1quater Für die Bemessung der Abgabe ist der bei einer Einzonung errechnete Planungsvorteil um 
den Betrag zu kürzen, welcher innert angemessener Frist zur Beschaffung einer landwirt-
schaftlichen Ersatzbaute zur Selbstbewirtschaftung verwendet wird.  
 
1quinquies Das kantonale Recht kann von der Erhebung der Abgabe absehen, wenn:  
a. ein Gemeinwesen abgabepflichtig wäre; oder  

b. der voraussichtliche Abgabeertrag in einem ungünstigen Verhältnis zum Erhebungsaufwand 
steht.  
 
1sexies Die bezahlte Abgabe ist bei der Bemessung einer allfälligen Grundstückgewinnsteuer als Teil 
der Aufwendungen vom Gewinn in Abzug zu bringen.  
 
2 Führen Planungen zu Eigentumsbeschränkungen, die einer Enteignung gleichkommen, so wird 
voll entschädigt.  
 
3 Die Kantone können vorschreiben, dass die Auszahlung von Entschädigungen bei Eigen-

tumsbeschränkungen im Grundbuch anzumerken ist. 
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Kantonales Baugesetz BauG 

 

Art. 142 Grundsatz 
 

1 
Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer, die als Folge einer Planung in den Genuss 

eines Mehrwerts gelangen, entrichten nach Massgabe dieses Gesetzes und der von den Ge- 

meinden erlassenen Bestimmungen eine Mehrwertabgabe. 

1a 
Der Bund, der Kanton und die Gemeinden im Sinn von Artikel 2 GG sowie Dritte in Erfüllung 

von ihnen übertragenen öffentlich-rechtlichen Aufgaben sind nur abgabepflichtig für planungs 

bedingte Mehrwerte auf Grundstücken, die nicht unmittelbar öffentlichen Zwecken dienen. 

2 
Alle Rechtsnachfolgerinnen und Rechtsnachfolger haften solidarisch für die zum Zeitpunkt 

des Liegenschaftserwerbs ausstehenden Mehrwertabgaben, die ihnen von der Gemeinde mit 

Verfügung eröffnet werden. 

3 
Die Gemeinden regeln den Ausgleich von Planungsvorteilen in einem Reglement. Soweit sie 

keine eigenen Bestimmungen erlassen, richtet sich die Erhebung von Mehrwertabgaben bei 

Einzonungen nach den Bestimmungen dieses Gesetzes, wobei die Mehrwertabgabe 20 Pro- 

zent des Mehrwerts beträgt. 
 

Art. 142a Gegenstand 
 

1 
Sofern ein Mehrwert anfällt, wird bei der neuen und dauerhaften Zuweisung von Land zu ei- 

ner Bauzone (Einzonung) eine Mehrwertabgabe erhoben. 

2 
Die Gemeinden können darüber hinaus bei der Zuweisung von Land in einer Bauzone zu ei- 

ner anderen Bauzonenart mit besseren Nutzungsmöglichkeiten (Umzonung) oder bei der An- 

passung von Nutzungsvorschriften im Hinblick auf die Verbesserung der Nutzungsmöglichkei- 

ten (Aufzonung) eine Mehrwertabgabe erheben. 

3 
Sie können bei der Zuweisung von Land in Materialabbau- und Deponiezonen mit den 

Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern vertraglich angemessene Geld- oder Sachleis 

tungen vereinbaren. Erfolgt die Zuweisung durch Erlass einer kantonalen 

Überbauungsordnung (Art. 102), wird der betroffenen Gemeinde eine angemessene Frist für 

den Abschlus einer solchen Vereinbarung eingeräumt. 

4 
Beträgt der Mehrwert weniger als 20 000 Franken, wird keine Abgabe erhoben. 

 
Art. 142b Bemessung der Mehrwertabgabe 

 
1 

Der Mehrwert entspricht der Differenz zwischen dem Verkehrswert des Landes mit und ohne 

Planänderung. Er ist mit anerkannten Methoden zu bestimmen. 

2 
Der bei einer Einzonung errechnete Mehrwert ist um den Betrag zu kürzen, der innert zwei 

Jahren zur Beschaffung einer landwirtschaftlichen Ersatzbaute zur Selbstbewirtschaftung ver- 

wendet wird. 

3 
Die Mehrwertabgabe beträgt bei Einzonungen mindestens 20 Prozent und höchstens 50 

Prozent des Mehrwerts. 

4 
Bei Um- und Aufzonungen beträgt die Mehrwertabgabe mindestens 20 Prozent und höchs- 

tens 40 Prozent des Mehrwerts. 

 
 

Art. 142c Fälligkeit 

1 
Die Mehrwertabgabe wird fällig, wenn der planungsbedingte Mehrwert durch Überbauung 

(Art. 2 Abs. 2 BewD) oder durch Veräusserung realisiert wird. Als Veräusserung gelten sinn- 

gemäss die in Artikel 130 des Steuergesetzes vom 21. Mai 2000 (StG) genannten Vorgänge. 

2 
Bei teilweiser Überbauung oder Veräusserung des Landes wird die Abgabe anteilsmässig 

fällig. 
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3 
Die Grundbuchämter erstellen für jeden ihnen bekannten Tatbestand, der die Fälligkeit der 

Mehrwertabschöpfung auslöst, eine Meldung und stellen diese den Gemeinden in geeigneter 

Form zur Verfügung. 
 

Art. 142d Verfahren 
 

1 
Die Mehrwertabgabe wird von der Gemeinde verfügt. 

 
2 

Die Gemeinde legt spätestens zum Zeitpunkt der öffentlichen Auflage der Planung, die den 

Mehrwert begründet, den Entwurf der Abgabeverfügung vor. 

3 
Sobald die Planung rechtskräftig wird, erlässt die Gemeinde die Abgabeverfügung, die unter 

Vorbehalt der aufgelaufenen Teuerung in den Grundzügen dem Entwurf der Abgabeverfügung 

entsprechen muss. 

4 
Vorbehalten bleiben vertragliche Vereinbarungen über Geld- oder Sachleistungen bei der 

Zuweisung von Land in Materialabbau- und Deponiezonen (Art. 142a Abs. 3). 
 
 

Art. 142e  Gesetzliches Grundpfandrecht 
 

1 
Zur Sicherung der Forderungen und Verzugszinsen aus der Erhebung der Mehrwertabgabe 

besteht zu Gunsten der Gemeinden ein gesetzliches Grundpfandrecht im Sinn von Artikel 

109a Buchstabe e EG ZGB. 
 
 

Art. 142f Verteilung und Verwendung der Erträge 
 

1 
Die Erträge der Mehrwertabgabe fallen zu 90 Prozent der für die Planung verantwortlichen 

Gemeinde und zu 10 Prozent dem Kanton zu. 
 

2 Die Erträge sind nach Massgabe des Bundesrechts (Art. 5 Abs. 1ter RPG) zu verwenden. 
 

3 Kanton und Gemeinden schaffen entsprechende Spezialfinanzierungen. 
 
 
 


